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Ölimporte. Die internationalen Mineralöllieferanten verdienen nicht nur viel 
Geld mit Deutschland, sie kaufen hierzulande auch kräftig ein. So wurden 2013 
bereits 7,4 Prozent aller deutschen Investitionsgüter in erdölexportierende 
Länder geliefert, mehr als doppelt so viel wie im Jahr 2000. Fachleute sprechen 
deshalb vom Petrodollar-Recycling.

49 Prozent höher als in anderen 
großen Volkswirtschaften.

Dabei hat sich nicht nur die Ex-
portquote seit Mitte der 1990er Jah-
re auf 51 Prozent (2013) mehr als 
verdoppelt. Auch die Importquote 
ist von 23 auf 44 Prozent gestiegen. 
Dahinter steht, dass sich die deut-

sche Wirtschaft auch auf der Ebene 
der Vorleistungen mit dem Ausland 
stark vernetzt hat. Das ist gut so, 
denn den europäischen Krisenlän-
dern wäre wenig geholfen, wenn 
Deutschland wieder mehr selbst 
machte und Importe einschränkte.

Was generell als Erfolgsrezept gilt 
– das gegenseitige Geben und Neh-
men –, wird im Falle der Energiever-
sorgung allerdings anders gesehen: 
Importabhängigkeiten zu reduzie-
ren, scheint vielen das Gebot der 
Stunde – nicht zuletzt aufgrund von 
Unruhen außerhalb der EU.

Wer realistisch ist, stellt jedoch 
schnell fest, dass der Unabhängig-
keit enge Grenzen gesetzt sind. Denn 
Deutschland kann nur wenige Ener-
gierohstoffe selbst fördern. Vielmehr 
bezieht die Bundesrepublik 66 Pro-
zent des Öls – einschließlich der 
Mineralölprodukte – und 39 Prozent 
des Erdgases aus Ländern, die nicht 
dem europäischen Binnenmarkt an-
gehören (Grafik).

Auch die Europäische Union ins-
gesamt ist alles andere als autark: Sie 
importiert sogar 81 Prozent des 

EU-Kohäsionspolitik. 
Von den für 2007 bis 2013 
bereitgestellten Mitteln 
haben die Mitgliedsstaa-
ten fast ein Drittel noch 
nicht abgerufen.	  
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steigende Anteil von 
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Nutzfahrzeuge. 
Nach längerer 
Durststrecke läuft 
es für die Nutzfahr-
zeugbranche jetzt 
wieder besser.	
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Die deutsche Wirtschaft ist mit 
dem Ausland gut vernetzt – als Kun-
den und als Lieferanten sind deut-
sche Firmen weltweit gefragt. Das 
spiegelt sich im Anteil der Ein- und 
Ausfuhren am Bruttoinlandspro-
dukt wider. Der Mittelwert aus bei-
den Kennziffern war 2012 mit knapp 
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Mineralöle Erdgas Steinkohle

Binnenmarkt: EU, Norwegen, Liechtenstein, Schweiz, Island
Ursprungsdaten: Eurostat

Energieimporte: Selbstversorgung ausgeschlossen
So viel Prozent des Energieverbrauchs wurden über Importe gedeckt, 
die nicht aus dem Binnenmarkt kommen

2002

2012

Deutschland

47,238,937,735,565,253,0

64,775,143,239,281,065,7

EU

Geben und Nehmen
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facht. Das Gewicht der Ölländer an 
den weltweiten Bruttoinvestitionen 
ist zuletzt auf rund 8 Prozent gestie­
gen. Das entspricht in etwa ihrem 
Beitrag zur Weltproduktion.

Davon hat die stark auf Investi­
tionsgüter ausgerichtete deutsche 
Wirtschaft profitiert. Im Jahr 2013 
lieferten deutsche Investitionsgüter­
hersteller Waren für 64 Milliarden 
Dollar an die Ölproduzenten, bis 
zum Jahr 2000 waren es jährlich nur 
rund 12 Milliarden Dollar.

Das Beispiel Mineralöl zeigt, dass 
sich in dieser Hinsicht in den vergan­
genen Jahrzehnten vieles zum Bes­
seren gewendet hat.

Die Älteren werden sich noch 
erinnern: 1973 hatte das Kartell der 
OPEC-Staaten die Ölexporte ge­
drosselt, in der Folge wurden in 
Deutschland sogar sonntägliche 
Fahrverbote beschlossen.

Die heutige Situation unterschei­
det sich jedoch von der damaligen: 
Ende der 1970er Jahre wurden rund 
70 Prozent des Rohöls aus den 
OPEC-Staaten importiert. Heute ist 
es noch rund ein Viertel.

Deutschlands – und Europas – Öl 
kommt inzwischen aus vieler Herren 
Länder und auf zig Transportrouten 
(Grafik). Der Ausfall eines Liefe­
ranten lässt sich somit kompensie­
ren. Hinzu kommen neue Akteure 
wie die USA, die durch das Fracking 
erhebliche Mengen an unkonventio­
nellem Öl fördern. Das wirkt den 
kriselnden Ölmärkten im Nahen 
Osten und in Afrika entgegen:

Ein Fass Öl (159 Liter) kostete 
Mitte September 2014 rund 95 Dollar 
– so wenig wie seit anderthalb Jahren 
nicht mehr.

Auch mit Blick auf den mittel- bis 
langfristig abnehmenden Verbrauch 
dürfte unter diesen Rahmenbedin­
gungen eine sichere Ölversorgung 
gewährleistet werden können.

Und noch aus einem ganz ande­
ren Grund ist die negative Sicht auf 
Energieimporte verkürzt: Die anzie­
henden Ölpreise haben in den ver­
gangenen 15 Jahren erhebliche Ein­
nahmen in die Kassen der Ölländer 
gespült und dort zu einem Investi­
tionsboom geführt. Die nominalen 
Bruttoinvestitionen in diesen Staa­
ten haben sich von 240 Milliarden 
Dollar im Jahr 2000 auf gut 1.450 
Milliarden Dollar 2013 versechs­

Öls und 43 Prozent des Erd­
gases aus Drittstaaten. Und mit 
einem Anteil von einem Drittel ha­
ben Mineralöle nach wie vor die 
größte Bedeutung im deutschen und 
europäischen Energiemix.

Ein hoher Importanteil kann 
trotzdem Hand in Hand gehen mit 
Versorgungssicherheit – unter zwei 
Voraussetzungen: Erstens muss die 
Zahl der Lieferländer ausreichend 
groß sein, damit einzelne Ausfälle 
kompensiert werden können. Zwei­
tens müssen verschiedene Transport­
wege zur Verfügung stehen, damit 
die Sabotage einer Pipeline nicht 
zum Versorgungsengpass führt.
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Stand: 2012; Öl einschließlich Ölprodukte; Ölprodukte: 
Umschlagplätze (z.B. Belgien und Niederlande) werden als 
Ursprungsland ausgewiesen

Ursprungsdaten: Eurostat

Woher Deutschlands 
Öl kommt

in 1.000

Tonnen

37.378

17.575

14.199

9.556

8.613

6.652

5.470

5.330

2.461

2.387

2.146

1.387

1.214

983

944

868

840

671

591

534

5.805

Russland

Niederlande
Vereinigtes
Königreich
Norwegen

Libyen

Nigeria

Kasachstan

Belgien

Algerien

Saudi-Arabien

Aserbaidschan

Ägypten

USA

Estland

Dänemark

Venezuela

Irak
Sonstige afri-
kanische Länder
Kuwait

Kolumbien

Übrige Länder

Gemeinschaftsaufgabe 
Energiewende
Ein gutes Beispiel dafür, in welchen 
Fällen es sinnvoll ist, die Energiever-
sorgung mit ausländischen Partnern zu 
stemmen, sind die erneuerbaren Ener-
gien. Wenn die Sonne nicht scheint oder 
der Wind nur säuselt, muss auf andere 
Stromquellen zurückgegriffen werden. 
Solche Stromschwankungen lassen 
sich oft ohne großen Aufwand durch 
grenzüberschreitende Lieferungen aus-
gleichen.

Günstiger wird die Stromversorgung 
auch dann, wenn die natürlichen Stand-
ortvorteile einzelner Regionen genutzt 
werden, indem etwa die Solarenergie in 
den sonnenreichen Gegenden Spaniens 
und die Windkraft an den stürmischen 
Küsten Schottlands erzeugt werden.

Außerdem sind erneuerbare Energien 
auch aus technischer Sicht keine rein 
nationale Veranstaltung: Vielmehr be-
steht eine indirekte Importabhängigkeit 
beispielsweise bei Solarzellen oder auch 
Metallen, die zur Produktion von Wind-
rädern notwendig sind.

Information

Gutachten

Download unter:
iwkoeln.de/energieimporte

 Hubertus Bardt, 
 Esther Chrischilles, 
Michael Grömling, Jürgen Matthes: 
Abhängigkeit gleich Verletzlichkeit? 
Energieimporte in Deutschland und Europa



Regierungen lassen Geld liegen

EU-Kohäsionspolitik. Fast 350 Milli-
arden Euro hat die EU 2007 bis 2013 
für Projekte zur Verfügung gestellt, mit 
denen der wirtschaftliche und soziale 
Zusammenhalt innerhalb der Union 
gefördert werden soll. Von diesem Geld 
haben die Mitgliedsstaaten allerdings 
fast ein Drittel noch nicht abgerufen.

In der EU-Kohäsionspolitik spie-
len vor allem drei Fonds eine Rolle: 
Der für 2007 bis 2013 mit 201 Milli-
arden Euro bestückte Europäische 
Fonds für regionale Entwicklung 
und der 70 Milliarden Euro schwere 
Kohäsionsfonds fördern vor allem 
ärmere Regionen und Länder, der 
Europäische Sozialfonds will mit 
seinen 79 Milliarden Euro die Be-
schäftigungsmöglichkeiten in den 
Mitgliedsstaaten verbessern.

Doch die größten Geldtöpfe nut-
zen wenig, wenn die Länder nicht 
zugreifen. Und das ist oft der Fall 
– wie das Ranking der verpassten 
Möglichkeiten zeigt (Grafik):

Rumänien hat bislang nur 46 Pro-
zent der EU-Fördermittel in Anspruch 
genommen – das ist die niedrigste 
Quote aller EU-Länder.

Dabei geht es zum Beispiel um ein 
mit fast 4,6 Milliarden Euro geför-
dertes Programm, das Rumänien 
besser an die europäischen Verkehrs-
netze anbinden und die nationale 
Infrastruktur für den Straßen-, 
Schienen, Schiffs- und Luftverkehr 
modernisieren soll.

Portugal dagegen hat bis Mai 
2014 gut 85 Prozent der EU-Kohä-
sionsmittel genutzt – mehr als jedes 
andere Land. Ein großes Programm 
dreht sich um die Förderung eines 
nachhaltigen Wirtschaftswachstums. 
Zum Projektetat von 3,1 Milliarden 
Euro steuert der EU-Regionalfonds 
etwa 2,4 Milliarden Euro bei. Es geht 
vor allem darum, die Innovationsfä-
higkeit der Unternehmen zu stärken 
und die öffentliche Verwaltung effi-
zienter zu machen.

Im krisengeplagten Griechenland 
bezuschusst die EU unter anderem 
ein knapp 5 Milliarden Euro umfas-
sendes Programm, das die Verkehrs-
infrastruktur im Land verbessern 
soll. Der Schwerpunkt liegt dabei 
auf dem Ausbau des Straßennetzes.

Dass Griechenland die ihm für 
2007 bis 2013 zugesagten Förder-

gelder inzwischen zu fast 80 Prozent 
in Anspruch genommen hat und 
damit auf Platz fünf aller EU-Län-
der liegt, ist wohl nicht zuletzt der 
EU-Task-Force zu verdanken. Sie 
wurde 2011 von der EU-Kommissi-
on etabliert, um die griechische Ver-
waltung bei Reformen zu unterstüt-
zen. Damals rangierte Griechenland 
in Sachen Verwendung der EU-Ko-
häsionsmittel nur auf Platz 18.

Das passt zu den Erkenntnissen 
des aktuellen EU-Kohäsionsbe-
richts, wonach Förderzusagen auch 
deshalb verfallen, weil die jeweiligen 
nationalen Regierungen versagen – 
sprich: die Verwaltung zu wenig 
kompetent ist, die beteiligten Ämter 
nicht zusammenarbeiten oder es ge-
nerell am nötigen Personal fehlt. Die 
komplexen Regelungen der EU-
Kohäsionspolitik machen es den 
Ländern aber auch nicht einfach – 
was der Europäische Rechnungshof 
bereits 2011 kritisiert hat.

Immerhin haben die EU-Staaten 
in der Regel noch bis Ende 2015 Zeit, 
Fördergelder zu verbrauchen und die 
entsprechenden Projekte vor dem 
Aus zu bewahren.
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Quelle: Europäische Kommission

EU-Fördermittel: Viele Chancen bleiben ungenutzt
Für die Jahre 2007 bis 2013 hat die EU insgesamt rund 350 Milliarden Euro für die Förderung des wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalts 
in der EU bereitgestellt. Von dem Geld, das den einzelnen Ländern zusteht, haben sie bis zum 21. Mai 2014 aber erst 
so viel Prozent in Anspruch genommen
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Ursprungsdaten: Sozio-oekonomisches Panel

Das Familien-Muster

Geboren
zwischen Deutschland Westdeutschland Ostdeutschland

einschließlich Berlin

... bis zum 16. Geburtstag ausschließlich mit den Eltern zusammen

So viel Prozent der Jugendlichen wohnten ...

1983 und 1985 71,4 73,4 64,8

1993 und 1995 74,2 75,4 65,0

... bis zum 16. Geburtstag mindestens ein Jahr mit nur einem Elternteil
und dessen neuem Partner zusammen

1983 und 1985 11,1 10,0 14,9

1993 und 1995 12,7 12,4 14,8

haben oder deren Vaterschaft von 
Amtswegen festgestellt wurde. 
Rechtliche Elternteile sind dem 
Nachwuchs gegenüber unterhalts-
pflichtig und sorgeberechtigt. Biolo-
gische Väter wiederum haben seit 
2013 auch dann ein Umgangsrecht 
mit ihrem Kind, wenn sie nicht der 
rechtliche Vater sind.

Die Zahl der Scheidungskinder ist 
in den vergangenen Jahren zwar 
leicht gesunken, gleichwohl ist der 
Trend, sich zu trennen, ungebrochen: 
In den 1960er Jahren ließen sich in 
Deutschland durchschnittlich 84.000 
Paare pro Jahr scheiden, mittlerwei-
le sind es 180.000. Gleichzeitig hat 
der Wille zum Ja-Sagen dramatisch 
nachgelassen – von mehr als 630.000 
geschlossenen Ehen pro Jahr in den 
1960ern auf nunmehr 390.000.

Da in Deutschland immer mehr 
Kinder außerhalb der Ehe geboren 
werden und die Zahl der Schei-
dungen nach wie vor hoch ist, gewin-
nen alternative Lebensformen an 
Bedeutung. Zwar leben die meisten 
minderjährigen Kinder – gut 70 Pro-
zent – in Familien, in denen Vater 
und Mutter miteinander verheiratet 
sind (Grafik Seite 5 oben); eine Aus-
wertung des Sozio-oekonomischen 
Panels zeigt jedoch, dass der Anteil 
der Kinder und Jugendlichen, die 
zumindest zweitweise in einer Patch-
work-Familie aufwachsen, leicht 
zugenommen hat (Grafik):

Fast 13 Prozent der 19- bis 21-jäh-
rigen Jugendlichen lebten bis zu ihrem 
16. Geburtstag mindestens ein Jahr 
lang bei einem leiblichen Elternteil 
und dessen neuem Partner. Bei den 
heute 29- bis 31-Jährigen lag dieser 
Anteil nur bei 11 Prozent.

aus einer früheren Partnerschaft mit 
und ziehen die beiden in einen ge-
meinsamen Haushalt, spricht man 
von einer Patchwork-Familie.

In der Regel schlüpfen die neuen 
Partner im Alltag mehr oder weniger 
automatisch in eine Art Vater- bzw. 
Mutterrolle für jene Kinder, die 
nicht die eigenen sind, sodass man 
sie auch als „soziale Mütter“ oder 
„soziale Väter“ bezeichnet. Sie un-
terscheiden sich aber nicht nur gene-
tisch, sondern auch rechtlich von 
den biologischen Eltern des Kindes.

Außerdem gibt es noch eine dritte 
Kategorie der Elternschaft: Die zwar 
nicht biologischen, aber rechtlichen 
Väter – das sind jene Männer, die 
zum Zeitpunkt der Geburt eines 
Kindes mit der Mutter verheiratet 
sind, die die Vaterschaft anerkannt 

Gesellschaft. In Deutschland wachsen immer mehr Kinder und Jugendliche 
in Patchwork-Familien auf – also in einem Haushalt, in dem ein leiblicher El-
ternteil, der neue Lebenspartner sowie eventuell weitere Kinder leben. Solche 
Konstellationen stellen nicht nur die Beteiligten vor besondere Herausforde-
rungen, auch die Politik und die Unternehmen sind gefordert.

Vater, Mutter, Kind. In der „Nor-
malfamilie“ mit verheirateten Eltern 
und leiblichen Kindern sind die Rol-
len meist klar definiert. Anders sieht 
das bei alternativen Lebensformen 
aus. So übernehmen Alleinerziehen-
de einen Großteil der familiären 
Aufgaben des anderen Elternteils, 
auch wenn dieser im Rahmen des 
gemeinsamen Sorgerechts nach wie 
vor Verantwortung für das Kind 
trägt und seinen Beitrag zum Unter-
halt des Kindes leistet.

So richtig kompliziert wird es aber 
erst, wenn neue Partner ins Spiel 
kommen – und das ist gar nicht so 
selten (Grafik Seite 5 unten):

In der Hälfte aller Trennungsfami-
lien mit minderjährigen Kindern gibt 
es anschließend einen neuen Partner 
beziehungsweise eine neue Partnerin.

Bringt mindestens einer der Er-
wachsenen ein Kind oder mehrere 
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son zurücklegen können, sind Be-
gleitangebote für allein reisende 
Kinder wichtig, wie sie von der 
Deutschen Bahn und einigen Flug-
gesellschaften angeboten werden. 

•	 Personalpolitik in den Unterneh-
men. Familienfreundliche Maßnah-
men wie flexible Arbeitszeiten  sind 
in fast allen Betrieben in Deutsch-
land (96 Prozent) längst Standard. 
Allerdings berücksichtigen die gän-
gigen Arbeitszeitmodelle meist nicht 
die besonderen zeitlichen Bedürf-
nisse von getrennt lebenden Vätern 
und Müttern, die ihr Kind oft nur 
an einzelnen Wochentagen, am Wo-
chenende oder in den Schulferien 
sehen können. In vielen Fällen ha-
pert es auch am nötigen Verständnis 
im Kollegenkreis, wenn ein Patch-
worker oder eine Alleinerziehende 
auf diese Problematik hinweist oder 
gar Rücksichtnahme einfordert.

„Normalfamilien“ aufteilen können 
oder wollen.

In Deutschland fehlen derzeit aber 
120.000 Betreuungsplätze für unter 
Dreijährige.

Noch gravierender ist der Mangel 
bei den Schulkindern: Rund 70 Pro-
zent der Eltern von Kindern im 
schulpflichtigen Alter wünschen sich 
eine Ganztagsbetreuung für ihren 
Nachwuchs, doch nur knapp die 
Hälfte von ihnen findet einen Platz. 
Unterm Strich fehlen damit zurzeit 
bundesweit mehr als 2,8 Millionen 
Ganztagsplätze für Schüler.  

•	 Mobilität. Da Trennungskinder 
oft zwischen den Wohnorten der 
leiblichen Eltern pendeln, braucht es 
ein gut ausgebautes und getaktetes 
Angebot im öffentlichen Nah- und 
Fernverkehr. Damit die Kinder den 
Weg ohne Begleitung eines Eltern-
teils oder einer anderen Bezugsper-

Patchwork-Familien stellen die 
Beteiligten fast immer vor besonde-
re Herausforderungen: Zum einen 
können die neuen Partner nicht ohne 
weiteres die volle Verantwortung für 
die Erziehung des Nachwuchses 
übernehmen, da sie oft nicht von den 
Kindern akzeptiert werden und 
meist auch kein Sorgerecht haben. 
Zum anderen findet das Patchwork-
Familienleben häufig an mehreren 
Orten statt, da die meisten Kinder 
regelmäßig Zeit beim anderen leib-
lichen Elternteil oder bei weiteren 
Bezugspersonen von früher (wie den 
Großeltern) verbringen und dafür 
auch weite Reisen auf sich nehmen.

Patchwork-Familien werden aller 
Voraussicht nach künftig noch stär-
ker verbreitet sein als heute schon. 
Um ihnen den Alltag zu erleichtern, 
sind auch die Politik und die Unter-
nehmen gefordert. Es geht um Maß-
nahmen, die nicht nur für Patchwor-
ker wichtig sind, sondern für alle 
Familienmodelle jenseits der klas-
sischen Vater-Mutter-Kind-Konstel-
lation:

•	 Jugendsozialarbeit. Wenn Eltern 
sich trennen oder neue Partnerschaf-
ten eingehen, ist das für die betrof-
fenen Kinder meistens belastend. Da 
sie innerhalb des Familienkreises 
häufig keinen unabhängigen An-
sprechpartner haben, sollten sie auf 
angemessene Angebote der Jugend-
sozialarbeit zurückgreifen können.

•	 Betreuungsmöglichkeiten. Allein-
erziehende und Patchwork-Familien 
sind besonders stark auf eine gut 
ausgebaute Betreuungsinfrastruktur 
angewiesen, die auch den Nachmit-
tag einschließt, da sie die Kinderbe-
treuung nicht in gleichem Maß wie 
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Ursprungsdaten: Statistisches Bundesamt

Nachwuchs ja – Ehe nein

Deutschland Westdeutsche
Flächenländer

Ostdeutschland
ohne Berlin

1996 81,4 84,6 73,8

2012 70,6

Stadtstaaten

68,4

57,175,0 52,9

So viel Prozent der Eltern mit minderjährigen Kindern
waren verheiratet
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Stand: 2009; Quelle: Deutsches Jugendinstitut

Trennungskinder: So leben sie

... Single-Mütter/
-Väter 

...

So viel Prozent der Familien mit minderjährigen Kindern,
in denen sich die leiblichen Eltern getrennt haben, leben anschließend als ... 

13,5

47,439,1...

Patchwork-
Familie

Mütter/Väter, die
eine neue Beziehung
eingegangen sind,
aber nicht mit dem
neuen Partner
zusammenwohnen



Der Goldesel der Kommunen

Gewerbesteuer. Im Jahr 2013 haben 
die Kommunen mehr Gewerbesteuern 
eingenommen als je zuvor. Das Auf-
kommen war jedoch sehr unterschied-
lich auf die Bundesländer verteilt.

Die Gewerbesteuer ist die wich­
tigste Steuerquelle der Kommunen, 
sie macht mehr als 40 Prozent ihrer 
Steuereinnahmen aus. Allerdings 
dürfen die Städte und Gemeinden 
das Geld nicht komplett behalten, 
sondern müssen die sogenannte Ge­
werbesteuerumlage an den Bund 
und die Länder abführen – unter 
anderem als Ausgleich dafür, dass 
die Kommunen an den Einnahmen 
aus der Einkommenssteuer beteiligt 
sind. Für 2013 heißt das:

Von den 43 Milliarden Euro an 
Gewerbesteuern blieben den Kommu­

nen nach Abzug der Gewerbesteuer­
umlage 36 Milliarden Euro.

Gemessen am Krisenjahr 2009 hat 
sich die Einnahmesituation der 
Kommunen stark verbessert. Belief  
sich das Gewerbesteueraufkommen 
je Einwohner damals nur auf knapp 
400 Euro, lag es im Jahr 2013 mit 
rund 530 Euro ein Drittel höher. Von 
diesem bundesweiten Durchschnitt 
gibt es allerdings erhebliche Abwei­
chungen – sowohl nach oben als 
auch nach unten (Grafik):

Hamburg hatte im vergangenen 
Jahr mit 1.109 Euro je Einwohner das 
mit Abstand höchste Aufkommen an 
Gewerbesteuer, Mecklenburg-Vor­
pommern mit 253 Euro das niedrigste.

Grundsätzlich gilt: In wirtschafts­
starken Bundesländern haben die 
Kommunen auch das höchste Ge­

werbesteueraufkommen. Allerdings 
konnten einige wirtschaftsschwä­
chere Länder zuletzt beachtliche 
Fortschritte erzielen:

In den rheinland-pfälzischen Kom­
munen ist das Gewerbesteueraufkom­
men pro Einwohner seit 2009 vor 
allem aufgrund höherer Gewinne um 
fast 50 Prozent gestiegen – stärker 
als in jedem anderen Bundesland.

Das Schlusslicht bildet das Saar­
land: Dort gab es nur einen Zuwachs 
von knapp 13 Prozent.

Was die Kommunen mit dem 
Geld aus der Gewerbesteuer ma­
chen, ist zwar grundsätzlich ihre 
Sache. Da die Erhebung dieser Steu­
er aber damit begründet wird, dass 
die Unternehmen so die lokale In­
frastruktur finanzieren, bietet sich 
ein Blick auf die kommunalen Inves­
titionen geradezu an – und der zeigt:

 Westdeutsche Kommunen stecken 
im Schnitt nur drei Viertel der Gewer­
besteuereinnahmen in Investitionen.

Besonders niedrig ist die Quote in 
Nordrhein-Westfalen: Hier flossen 
im Jahr 2013 lediglich 41 Prozent der 
Gewerbesteuereinnahmen in Sach­
investitionen, Investitionszuschüsse 
oder kommunale Beteiligungen. 
Ganz anders dagegen in Ostdeutsch­
land – und in Bayern. Dort haben 
die Städte und Gemeinden nicht nur 
ihre Einnahmen aus der Gewerbe­
steuer vollständig investiert, sondern 
noch etwas draufgelegt – denn ge­
messen an den Gewerbesteuerein­
künften betrug die Investitionsquo­
te dort sogar über 100 Prozent. So 
legen die Kommunen den Grund­
stein für eine weitere gute wirtschaft­
liche Entwicklung und ein hohes 
Gewerbesteueraufkommen.
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45

Mecklenburg-Vorpommern

34

Schleswig-Holstein

26

Hamburg

15

Bremen

Sachsen

30

Nordrhein-Westfalen

24

Bayern

44

Hessen

31

Rheinland-Pfalz

50

Saarland

13

Baden-Württemberg

38

Berlin

44

Deutschland

35

48

Thüringen

253
408

1.109

589

325

557

654

686
460

393

600

404

534

297

485

46

Niedersachsen

Brandenburg

19
296

35

Sachsen-Anhalt

291

Ursprungsdaten: Statistisches Bundesamt

Die Gewerbesteuern sprudeln wieder
Aufkommen 2013 
je Einwohner in Euro

Veränderung 
seit 2009 
in Prozent



Kein eindeutiger Begriff

Vollbeschäftigung. Der Präsident der 
Deutschen Bundesbank, Jens Weid-
mann, begründet seine Forderung nach 
höheren Löhnen in Deutschland mit der 
Feststellung, es gäbe in einer Reihe von 
Branchen und Regionen praktisch Voll-
beschäftigung. Doch was ist Vollbe-
schäftigung überhaupt?

Arbeitsmarktforscher sprechen 
von Vollbeschäftigung mitunter 
schon dann, wenn die Arbeitslosen­
quote 5 Prozent beträgt. Die Latte 
liegt deshalb so hoch, weil es Formen 
der Arbeitslosigkeit gibt, die volks­
wirtschaftlich sinnvoll sind – wenn 
etwa ein qualifizierter Arbeitnehmer, 
der seinen Job verloren hat, nicht 
gleich das erstbeste Angebot an­
nimmt, sondern in Ruhe nach einer 
passenden Stelle sucht (Kasten).

Wie hoch allein diese Sucharbeits­
losigkeit sein kann, macht ein Re­
chenbeispiel deutlich: Im Jahr 2013 
wurden in Deutschland 7,8 Millio­
nen Menschen arbeitslos – manche 
auch mehrmals. Wenn jeder Betrof­
fene nur vier Wochen nach einer 
neuen Stelle sucht, dann liegt die 
Arbeitslosenquote ohne Altfälle bei 
1,4 Prozent. Wenn aber jeder Ar­
beitslose zwölf Wochen braucht, um 
einen neuen Job zu finden, beträgt 
allein die Sucharbeitslosigkeit schon 
4,2 Prozent.

Daran gemessen herrscht in eini­
gen Regionen Deutschlands tatsäch­
lich Vollbeschäftigung. So kommt 
Bayern auf eine Arbeitslosenquote 
von 3,8 Prozent, Baden-Württem­
berg auf 4,1 Prozent. Anders sieht 
es im Norden und Osten aus. In 
Berlin und Bremen zum Beispiel 
beträgt die Arbeitslosenquote jeweils 

mehr als 11 Prozent, in Mecklen­
burg-Vorpommern gut 10 Prozent.

Weil Tarifabschlüsse aber oftmals 
über Landesgrenzen hinaus für gan­
ze Branchen verbindlich sind, kann 
der Verweis auf Vollbeschäftigung 
in einer Region als Begründung für 
hohe Lohnforderungen nicht gelten.

Darüber hinaus hat Deutschland 
nach wie vor auch eine sehr hohe 
strukturelle Arbeitslosigkeit. Viele 
Menschen, die nicht qualifiziert sind 
oder den „falschen“ Beruf gelernt 
haben, bekommen selbst in prospe­
rierenden Regionen keinen Job – 
Vollbeschäftigung hin oder her.

Wie groß dieses Problem in ein­
zelnen Berufsgruppen ist, zeigen drei 

Beispiele. So beträgt die Arbeitslo­
senquote der Gartenbauer 31 Pro­
zent. In den Bewachungsberufen 
beläuft sich die Quote auf 24 Pro­
zent und bei den Geisteswissen­
schaftlern auf 27 Prozent.

Angesichts des demografiebedingt 
schrumpfenden Arbeitskräftepoten­
zials ist jedoch die Chance groß, dass 
sich die strukturelle Arbeitslosigkeit 
in absehbarer Zeit deutlich verrin­
gert. Dann dürften, sofern die Kon­
junktur mitspielt, auch bundesweit 
Arbeitslosenquoten von weniger als 
5 Prozent möglich sein. Von Quoten 
wie in Wirtschaftswunderzeiten ist 
man dann allerdings noch immer 
weit entfernt (Grafik).
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Die drei Formen der Arbeitslosigkeit
Konjunkturelle Arbeitslosigkeit. Sie entsteht in einer Wirtschaftsflaute, verschwindet 
aber im Aufschwung wieder.

Strukturelle Arbeitslosigkeit. Oft hat der Staat seine Finger hier im Spiel, zum Beispiel 
wenn der Mindestlohn Beschäftigungsverhältnisse unwirtschaftlich macht. Auch wenn 
Universitäten jede Menge Kulturwissenschaftler ausbilden, der Arbeitsmarkt sie aber 
nicht aufnehmen kann, spricht man von struktureller Arbeitslosigkeit.

Sucharbeitslosigkeit. Sie entsteht, wenn Arbeitslose nicht sofort eine neue Beschäfti-
gung finden, sondern eine gewisse Zeit für die Suche benötigen.



Aus der Krise 
gefahren
Nutzfahrzeuge. Die Hersteller von 
Nutzfahrzeugen haben lange ge-
braucht, den Absatzeinbruch des Jahres 
2009 zu überwinden. Insbesondere der 
europäische Markt kam nur sehr lang-
sam in Gang. Jetzt aber mehren sich 
die positiven Signale.

Wenn sich die Nutzfahrzeug­
branche Ende September auf der 
IAA in Hannover trifft, kann sie auf 
ein weiteres Jahr der Erholung zu­
rückblicken. Der tiefe Absatzein­
bruch des Jahres 2009 ist weitgehend 
überwunden. Vor allem die unge­
bremste Nachfrage aus China und 
die deutliche Belebung des US-
Marktes brachten die Branche wie­
der auf Kurs (Grafik). Auch Europa 
ist mittlerweile wieder besser dabei:

Im ersten Halbjahr 2014 stiegen 
die Neuzulassungen von Nutzfahrzeu-
gen in Europa um gut 9 Prozent.

Mitte des Jahres verzeichnete der 
europäische Markt bereits den zehn­
ten Wachstumsmonat in Folge. Die 

Krise sollte also überwunden sein, 
auch wenn nicht alle Nutzfahrzeug­
klassen gleich gut laufen:

Die Zulassungen von leichten 
Nutzfahrzeugen unter 3,5 Tonnen ha-
ben um fast 11 Prozent zugelegt, die 
schweren Lkws erreichten dagegen 
nur ein Plus von knapp 6 Prozent.

Trotzdem: Gerade das Wachstum 
im Segment der schweren Nutzfahr­
zeuge übertrifft alle Erwartungen. 
Ursprünglich war mit Vorzieheffek­
ten im Jahr 2013 gerechnet worden, 
da für Neuzulassungen seit Januar 
2014 die Euro-6-Abgasnorm vorge­
schrieben ist. Die sorgt einerseits für 
einen geringeren Schadstoffausstoß:

Mit der Euro-6-Norm sinken die 
zulässigen Stickoxidemissionen eines 
Lkws um 75 Prozent, bei Feinstaub 
beträgt die Reduktion zwei Drittel.

Die Norm treibt aber andererseits 
die Anschaffungskosten hoch und 
steht im Ruf, den Dieselverbrauch 

zu erhöhen. Zumindest bei den neu­
esten Fahrzeugen ist jedoch kein 
Mehrverbrauch durch die aufwen­
dige Abgasreinigung mehr nach­
weisbar. Das unterstreicht, dass bei 
Nutzfahrzeugen schon der scharf 
rechnende Kunde die Hersteller 
dazu antreibt, die Effizienz ihrer 
Fahrzeuge laufend zu steigern. Jetzt 
macht sich der Gesetzgeber daran, 
die Euro-6-Lkws etwas zu fördern: 

Ab 2015 zahlen Euro-6-Lkws in 
Deutschland etwa 2 Cent je Kilometer 
weniger Maut als Euro-5-Lkws – die 
heute gut 60 Prozent der mautpflich-
tigen Fahrten absolvieren.

Seit der Liberalisierung des Fern­
busverkehrs erlebt Deutschland zu­
dem einen Bus-Boom: Die Zahl der 
Fernbuslinien hat sich innerhalb von 
nur 15 Monaten verdreifacht. Zwar 
sind solche Wachstumsraten nicht 
zu halten – aber auf die Nachfrage 
nach Bussen dürfte Verlass sein.
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China EU-27

USA: einschließlich Pick-ups und SUVs (Light Trucks)
Quelle: Weltverband der Automobilverbände (OICA)

Nutzfahrzeuge: Die Märkte erholen sich
Neuzulassungen in Millionen
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